
geworben und hat sich bereit erklärt, dessen Aufträge 
zur Erkundung und Übermittlung wichtiger Informa­
tionen aus bestimmten Bereichen der Produktion und 
des Außenhandels der DDR einschließlich deren Bezie­
hungen zu anderen RGW-Ländern durchzuführen. Er 
ist bereits damit des Unternehmens dieses Verbrechens 
gemäß § 14 StEG schuldig.
Das gleiche trifft auf den Angeklagten Latinsky zu, der 
seit Herbst 1956 für den BND nachrichtendienstlich 
tätig war. Für diese Beurteilung ist die gegenüber dem 
Angeklagten Hüttenrauch andere Form der Eingliede­
rung in die Spionagetätigkeit ohne Bedeutung. Diese 
wurde vielmehr bestimmt von seiner gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Stellung, seiner für den Geheim­
dienst offen erkennbaren feindlichen Einstellung gegen­
über der DDR und der Tatsache, daß sein Teilhaber in 
der Firma „Oelmess“, Müller, BND-Agent war. Bei 
dem Angeklagten Latinsky bedurfte es deshalb keiner 
besonderen Verpflichtung oder Besoldung. Das hat je­
doch nichts damit zu tun, daß ihm der Charakter seiner 
Tätigkeit von Anfang an bekannt war. Er ergab sich 
für ihn aus dem in der Beweisaufnahme festgestellten. 
Inhalt und Zweck der Berichte, die Müller von ihm 
verlangte, sowie den dazu gegebenen eindeutigen Er­
klärungen wie auch aus den bei der Durchführung an­
gewandten konspirativen Methoden. Daraus ergibt sich 
zwangsläufig, daß ihm auch der Charakter des „Büros 
Bonner Berichte“, für das seine Berichte bestimmt wa­
ren, klar gewesen ist. Der in diesem Zusammenhang 
vorgebrachte Einwand, daß Müller die einzelnen Mit­
glieder der in der Firma des Angeklagten bestehenden 
DDR-feindlichen Gruppe nur jeweils insoweit in die 
Zusammenhänge eingeweiht hat, wie es zur Durchfüh­
rung der Verbrechen erforderlich war, trifft also für 
die Einbeziehung des Angeklagten in die Spionagetätig­
keit nur insoweit zu, als Müller dem Angeklagten nicht 
auch weitere, die Tätigkeit dieser Spionageagentur und 
die Zusammenarbeit mit ihr betreffende Einzelheiten 
mitgeteilt hat.
Beide Angeklagten haben durch ihre nach ihrer Ein­
gliederung den Geheimdiensten gelieferten umfang­
reichen Informationen den Tatbestand der Spionage 
weiterhin verwirklicht. Dabei ist die unterschiedliche 
Bedeutung und Qualität ihrer Berichte ohne Einfluß 
auf die Tatbestandsmäßigkeit ihres Handelns, weil sie 
im Aufträge der Spionageagenturen handelten.
Der Angeklagte Hüttenrauch ist des schweren Falles 
der Spionage gemäß § 14 in Verbindung mit § 24 StEG 
schuldig. Das ergibt sich insbesondere aus der Dauer 
seiner verbrecherischen Betätigung, der Vielzahl und 
der Bedeutung der von ihm gelieferten Berichte und 
der Tatsache, daß er sich mit der Anwerbung des 
Creutzmann eine Informationsquelle erschloß, über die 
er außerordentlich wichtige Nachrichten erhielt, deren 
Verwertung eine schwere Schädigung der Interessen der 
DDR ermöglichte. Er lieferte wichtige Führungsdoku­
mente der Industrie und des Außenhandels der DDR, 
die den Bereich der elektronischen Bauelemente betra­
fen und als vertrauliche Materialien gekennzeichnet 
waren, Informationen über den Bezug von Embargo­
waren, über Reexportgeschäfte und über spezielle 
Sende- und Richtfunkanlagen. Er hat weiterhin 110 Bür­
ger der DDR und 30 Handelspartner der DDR aus dem 
kapitalistischen Ausland nachrichtendienstlich aufge­
klärt. Bei den ersteren handelt es sich vorwiegend um 
Personen mit bedeutsamen Verantwortungsbereichen 
und zahlreiche Reisekader. Schließlich hatte er sich 
auch umfangreiches vertrauliches Material über den 
zentralen Kurierdienst der staatlichen Organe der DDR 
beschafft, um es dem CIA auszuliefern. All das charak­
terisiert sein Verbrechen als schweren Fall im Sinne 
des § 24 Abs. 1 StEG.

Der Angeklagte Latinsky hat sich weiterhin der Sabo­
tage (§ 23 StEG) schuldig gemacht. Sowohl die von ihm 
ständig persönlich als auch die auf Grund seiner Wei­
sung von seinen Mitarbeitern an Müller übergebenen 
Informationen waren gleichzeitig wesentliche Voraus­
setzungen für die systematisch und arbeitsteilig und 
z. T. auch unter weiterer direkter Mitwirkung des An­
geklagten betriebene Behinderung der geordneten 
Tätigkeit von wichtigen Betrieben der DDR. Sie sind 
deshalb vom Unternehmen des Verbrechens der Sabo­
tage umfaßt. Darüber hinaus hat der Angeklagte die 
mit seinem Einverständnis unter Mißbrauch seiner 
Firma unter Leitung seines Geschäftspartners, des 
Spions Müller, bestehende Gruppe, die auf dieser 
Grundlage fortgesetzt mit den verschiedenen im Sach­
verhalt festgestellten Methoden zum Schaden der Be­
triebe der DDR tätig wurde, auch in anderer Weise 
unterstützt. Zum Teil durch ihn selbst und z. T. durch 
seine Mitarbeiter wurden die für die einzelnen Ver­
tragspartner oder Betriebe auftretenden Personen nach 
entsprechender Erkundung in verschiedener Weise be­
einflußt, mit seiner Firma in erstmalige oder weitere 
Geschäftsbeziehungen zu treten. Das führte zu Verträ­
gen, bei deren Vorbereitung, Abschluß und Realisie­
rung es entsprechend der Zielsetzung des Angeklagten 
unternommen wurde, die Volkswirtschaft der DDR zu 
untergraben und den Aufbau des Sozialismus zu stören. 
Der Angeklagte hat auch, wie das am Beispiel des Öl­
hafens Rostock und des Heizkraftwerkes Berlin-Mitte 
besonders deutlich wird, die begangenen Verbrechen 
durch Täuschung und Vertuschung der Ursachen der 
Schäden abgedeckt sowie dadurch und durch Unter­
lassen von richtiger technischer Beratung sowie von 
Nach- und Ersatzlieferungen versucht, weitere Schäden 
herbeizuführen.
Die strafrechtliche Gesamtverantwortung des Ange­
klagten für die durch die Gruppe mittels seines Betrie­
bes begangenen Verbrechen wird dadurch gekennzeich­
net, daß er Inhaber des Betriebes war und, da er über 
die Vorhaben der Gruppe generell unterrichtet war, die 
Verbrechen jederzeit hätte unterbinden können. Ihre 
Durchführung war unter seiner Mitwirkung so orga­
nisiert, daß sowohl der Zufluß von Informationen und 
deren Auswertung als auch die verschiedenen subver­
siven Anschläge von der Anwesenheit und Mitwirkung 
eines Beteiligten nicht abhängig waren. Deshalb kann 
es den Angeklagten auch nicht entlasten, daß er zeit­
weilig mehrere Tage oder Wochen infolge Krankheit 
oder Kuraufenthalts nicht im Betrieb anwesend oder 
aus anderen Gründen nicht über die einzelnen Ver­
tragsabschlüsse mit der DDR und über die Realisierung 
der Verträge informiert war.
Da die Sabotage zielgerichtet und systematisch betrie­
ben und für jede einzelne Lieferung in die DDR von 
vornherein vorgesehen war und sich in diesem Um­
fange in der Beweisaufnahme auch bestätigt hat, wobei 
jeweils mehrere der beschriebenen Methoden, z. T. 
nacheinander, angewandt wurden, ist auch ausgeschlos­
sen, daß es sich in Einzelfällen lediglich um Versehen 
oder unseriöses Geschäftsgebaren gehandelt hat.
Dasselbe trifft auch auf den Bezug von Erzeugnissen 
der IWK und KWH durch den Angeklagten zu. Dieser 
hat es vielmehr aus seiner feindlichen Einstellung zur 
DDR heraus unternommen, die ordnungsgemäße Tätig­
keit auch dieser Betriebe systematisch zu beeinträchti­
gen. Dies geschah beim IWK zunächst dadurch, daß er 
vor Abschluß von Verträgen und, ohne eine Absatz­
garantie zu übernehmen, immer wieder mit Nachdruck 
aufwendige Umkonstruktionen forderte, welche die ihm 
bekannte spezifische Fertigungseinrichtung dieses Be­
triebes zu durchkreuzen suchten. Seine Schädigungs­
absicht wird dadurch unterstrichen, daß, wie die Gut-
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